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Ausgabe A. 


Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 27 Ausgegeben Danzig, den 29. September 1926 
‚Cy—Z—́—öG——— PPP —— —— — | 
Inhalt. Zweites Geſetz über den Ausgleich der Geldentwertung (S. 285). — Verordnung betreffend 


Außerkrafttreten des Geſetzes vom 25. Mai 1926 (S. 2900. — Beitritt von San Marino und Kanada zum internationalen 
Abkommen zur Unterdrückung des Umlaufs und Vertriebes unzüchtiger Veröffentlichungen (S. 290). — Zulaſſung des 
diplomatiſchen Weges durch das Fürſtentum Monaco bei Uebermittelung von Rechtshilfeerſuchen bei Vergehen, die unter 
das Abkommen zur Unterdrückung des Umlaufs und Vertriebes unzüchtiger Veröffentlichungen fallen (S. 291). 
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61 Volkstag und Senat haben in den in Artikel 49 der Verfaſſung der Freien Stadt Danzig für 
Verfaſſungsänderungen vorgeſchriebenen Formen das folgende Geſetz beſchloſſen, das nachſtehend ver— 


kündet wird: 
Zweites Geſetz 
über den Ausgleich der Geldentwertung. Vom 28. 9. 1926. 


. 9 
Dieſes Geſetz gilt für Anſprüche aus Rechtsverhältniſſen des Privatrechts, welche die Zahlung 
einer beſtimmten in der Währung des Deutſchen Reichs ausgedrückten Geldſumme zum Gegenſtande 
haben oder gehabt haben, ſoweit ſie durch den Verfall der Währung des Deutſchen Reichs entwertet ſind. 
Der Anwendung dieſes Geſetzes ſteht die Umwandlung der Anſprüche gemäß § 2 des Geſetzes 
zur Einführung der Guldenwährung im Gebiete der Freien Stadt Danzig vom 20. November 1923 
(Geſetzbl. S. 1299) in Guldenforderungen nicht entgegen. 
Ausgeſchloſſen ſind ſolche Anſprüche, die nach dem 18. Dezember 1923 begründet ſind. 
Anſprüche gegen Körperſchaften und Anſtalten des öffentlichen Rechts, deren Gebiet vor der 
Bildung der Freien Stadt Danzig über deren heutiges Gebiet hinausging, werden nach den Beſtimmungen 
dieſes Geſetzes nur inſoweit ausgeglichen, als ihre Erfüllung von der Freien Stadt Danzig für ſich ſelbſt 
oder für die unter ihrer Aufſicht ſtehenden Körperſchaften und Anſtalten des öffentlichen Rechts über⸗ 
nommen wird. Bis zur Entſcheidung über die Übernahme der Erfüllung können ſolche Ausgleichs— 
anſprüche nicht geltend gemacht werden. 
§ 2. 
Der Verpflichtung zum Ausgleich durch die Schuldner unterliegen nach Maßgabe dieſes Geſetzes 
folgende Anſprüche der im § 1 bezeichneten Art: 
Hypotheken, Grundſchulden, Rentenſchulden und Reallaſten, 
2. Pfandrechte an im Schiffsregiſter eingetragenen Schiffen und Bahneinheiten, 
Forderungen, für die eine Hypothek, ein Schiffspfandrecht oder Bahnpfandrecht beſtellt iſt, 
Pfandbriefe und Rentenbriefe von Grundkreditanſtalten, 
andere Schuldverſchreibungen auf den Inhaber, 
Guthaben bei öffentlichen Sparkaſſen, 
„Anſprüche aus Lebensverſicherungsverträgen. 
Auf die in Ziffer 1—3 bezeichneten Anſprüche findet dieſes Geſetz Anwendung, wenn das belaſtete 
Grundſtück im Gebiet der Freien Stadt Danzig gelegen iſt oder, ſoweit es ſich um ein Schiffspfandrecht 
handelt, das belaſtete Schiff in ein Schiffsregiſter Danziger Gerichte eingetragen iſt. 


8 3. 

Für Anſprüche der im $ 2, Ziffer 1 bis 3 bezeichneten Art iſt ein Ausgleich in der Weiſe zu 
leiſten, daß für je 100 Goldmark 30 Gulden zu zahlen ſind. Dies gilt auch für rückſtändige, nicht 
verjährte Zins⸗ und Tilgungsbeträge. 

Als Goldmarkbetrag gilt bei Anſprüchen, die vor dem 1. Januar 1919 begründet ſind, der 
Nennbetrag. Bei ſpäter begründeten Anſprüchen iſt der Tag der Begründung maßgebend; bei Vor— 
handenſein eines der im $ 2, Ziffer 3 aufgeführten Anſprüche entſcheidet der Tag der Begründung des 
Schuldverhältniſſes. Handelt es fic) jedoch um Anſprüche, die nach dem 1. Januar 1919 durch Rechts- 
geſchäft unter Lebenden erworben ſind, ſo iſt der Berechnung des Goldmarkbetrages der Erwerbspreis 
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zugrunde zu legen. Für Hypotheken, Grundſchulden und Rentenſchulden, welche für eine Kreditanſtalt 
beſtellt find, die Hypothekenpfandbriefe ausgegeben hat, iſt für die Berechnung des Goldmarkbetrages 
jeweils der 2. Januar des Jahres maßgebend, in welchem die Eintragung erfolgt iſt. 

Der Goldmarkbetrag wird, ſoweit nicht der Nennbetrag des Anſpruchs als Goldmarkbetrag gilt, 
dadurch feſtgeſtellt, daß der gemäß Abſatz 2 ſich ergebende Markbetrag nach dem letzten auf Grund der 
amtlichen Danziger Kurſe für Auszahlung New-Pork errechneten Mittelkurs des nordamerikaniſchen 
Dollars in Goldmark umgerechnet wird. Soweit Danziger Kurſe nicht notiert ſind, ſind die entſprechenden 
Berliner Kurſe maßgebend. Für die Zeit, in der der nordamerikaniſche Dollar weder an der Danziger 
noch an der Berliner Börſe amtlich notiert wurde, beſtimmt der Senat den maßgebenden Börſenkurs. 

Der ſo ermittelte Goldmarkbetrag erhöht ſich um 15 Prozent, wenn der Anſpruch in der Zeit 
vom 1. Januar bis 31. Mai 1919, um 30 Prozent, wenn der Anſpruch in der Zeit vom 1. Juni bis 
31. Dezember 1919, um 45 Prozent, wenn der Anſpruch im Jahre 1920, um 60 Prozent, wenn der 
Anſpruch im Jahre 1921, um 105 Prozent, wenn der Anſpruch im Jahre 1922, um 90 Prozent, wenn 
der Anſpruch in der Zeit vom 1. Januar bis 31. Auguſt 1923, um 30 Prozent, wenn der Anſpruch in 
der Zeit vom 1. September bis 18. Dezember 1923 begründet oder erworben iſt. 

Der Ausgleichsbetrag hat den dinglichen Rang des auszugleichenden Rechts. Er iſt, ſofern das 
auszugleichende Recht eingetragen iſt, auf Antrag des Gläubigers oder des Schuldners im Grundbuch, 
Bahngrundbuch oder Schiffsregiſter einzutragen. Auf Antrag des Eigentümers oder des Gläubigers iſt 
ein Widerſpruch einzutragen. 

Bei Anſprüchen, für die gemäß den vorſtehenden Beſtimmungen ein Ausgleich zu leiſten iſt, 
wird unbeſchadet der Vorſchrift des $ 7, dem Schuldner eine Zahlungsfriſt derart gewährt, daß der 
Kapitalbetrag früheſtens 6 Monate nach Inkrafttreten dieſes Geſetzes, die rückſtändigen Zins⸗ und 
Tilgungsbeträge, ſoweit ſie für den Zeitraum von mehr als einem Jahr rückſtändig ſind, an den jeweiligen 
Zahlungsterminen für die laufenden Zins- und Tilgungsbeträge mit dieſen in gleichmäßigen Teilen bis 
zum 1. Oktober 1926 abzutragen ſind. f 

§ 4. 

Nach allgemeinen Vorſchriften ift, ſofern dies mit Rückſicht auf die wirtſchaftliche Lage des 
Gläubigers oder Schuldners zur Abwendung einer groben Unbilligkeit unabweisbar erſcheint, eine Ab⸗ 
weichung von dem Ausgleichsbetrage ($ 3, Abſatz 1) zuläſſig: 

1. wenn die Forderung auf den Beziehungen zwiſchen unterhaltsberechtigten und unterhalts⸗ 

pflichtigen Perſonen beruht; 

2. wenn die Forderung auf den Beziehungen aus der Auseinanderſetzung zwiſchen Erben und 
Pflichtteilsberechtigten, unter Ehegatten, auch wenn ſie geſchieden ſind, oder unter Eltern und 
Kindern beruht, ſofern der Gläubiger zum Kreiſe der Auseinanderſetzungsbeteiligten oder 
ihrer Erben gehört; 

3. wenn es ſich um eine Reſtkaufgeldforderung (Reſtkaufgeld für den Erwerb des mit der 
Hypothek belaſteten Grundſtücks) handelt, die nach dem 31. Dezember 1911 begründet worden 
ift, und die noch dem erſten Gläubiger oder deſſen Erben zuſteht; dies gilt auch dann, wenn 
die Reſtkaufgeldforderung bei ihrer Begründung in eine Darlehnsforderung umgewandelt 
worden iſt. 

In den Fällen des Abſatz 1, Ziffer 1 bis 3 iſt ein von den Vorſchriften des $ 3 abweichender 
Ausgleich nur zuläſſig, wenn er vor dem 1. Oktober 1925 bei dem Grundbuchamt beantragt iſt. Im 
Streitfalle entſcheidet das ordentliche Prozeßgericht. Das Gericht hat insbeſondere die Zins- und Zahlungs⸗ 
bedingungen und das Rangverhältnis feſtzuſetzen. 

Auf Antrag eines der beiden Teile iſt ein Widerſpruch einzutragen. 

§ 5. 

Hypotheken und Grundſchulden, welche dem Eigentümer des Grundſtücks zuſtehen, werden nach 

Maßgabe des $ 3 umgerechnet. 96 


Für Anſprüche der im § 2, Ziffer 4 und 5 bezeichneten Art, mit Ausnahme der Pfandbriefe 
von Grundkreditanſtalten, ift, ohne Rückſicht darauf, ob fie durch Hypothek geſichert ſind, ein Ausgleich 
in der Weiſe zu leiſten, daß für je 100 Goldmark 15 Gulden zu zahlen find. Dies gilt auch für rüd- 
ſtändige, nicht verjährte Zinsbeträge. 

Der Ausgleichsbetrag beträgt bei Stadtanleihen 25 Gulden für 100 Goldmark, 

1. wenn ſie ſich vor dem 1. Juni 1919 im Eigentum eines Danziger Staatsangehörigen oder 

ſeiner Erben befanden; 

2. wenn der Erwerb der Stücke auf Grund geſetzlicher Beſtimmungen von Vormündern, 

Stiftungen oder öffentlich-rechtlichen Einrichtungen erfolgt iſt. 
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Als Goldmarkbetrag gilt bei Pfandbriefen und Rentenbriefen von Grundkreditanſtalten, ſowie anderen 
Schuldverſchreibungen auf den Inhaber, die vor dem 1. Januar 1918 ausgegeben ſind, der Nennbetrag. 
Iſt die Ausgabe nach dem 1. Januar 1918 erfolgt, ſo iſt für die Berechnung des Goldmarkbetrages der 
Tag der Ausgabe maßgebend; die Grundſätze des § 3 Abſatz 3 und 4 gelten entſprechend. 

Nach dem 11. Mai 1925 iſt die Tilgung von Anſprüchen durch Rückzahlung in Pfandbriefen 
und Rentenbriefen nicht mehr zuläſſig. 

8 7. 

Die Zahlung der gemäß §§ 3 und 6 ausgeglichenen Kapitalbeträge, welche fällig ſind oder bis 
zum 30. Juni 1926 fällig werden, wird auf Verlangen des Schuldners bis zum 31. Dezember 1931 
geſtundet. Der Schuldner muß ein ſolches Verlangen dem Gläubiger ſchriftlich mitteilen; die Mitteilung 
muß dem Gläubiger bis zum 11. April 1926 zugegangen ſein. Auf Antrag des Schuldners iſt ein 
eniſprechender Vermerk im Grundbuch, Bahngrundbuch oder Schiffsregiſter koſtenfrei einzutragen. Auf 
Antrag des Gläubigers iſt ein Widerſpruch einzutragen. Iſt der perſönlich Verpflichtete ein anderer als 
der Eigentümer des belaſteten Grundſtücks oder Schiffs oder der belaſteten Bahneinheit, ſo ſtehen dieſe 
Rechte auch dem Eigentümer zu. 

Wird von dem Rechte der Stundung Gebrauch gemacht, ſo erhöht ſich der am 1. Januar 1932 
zu zahlende Betrag in den Fällen des 8 2 Ziffer 1 bis 3 auf 50 Gulden, in den Fällen des $ 2 
Ziffer 4 und 5 auf 30 Gulden für je 100 Goldmark. Von dem gemäß §§ 3 und 6 errechneten Kapital⸗ 
betrag ſind bis zum 31. Dezember 1931 die vereinbarten Zinſen zu zahlen; ſind keine Zinſen vereinbart, 
jo ift der Betrag mit 3% zu verzinſen. Bis zum gleichen Zeitpunkt ruht die Verpflichtung zur Zahlung 
von Tilgungsbeträgen. 

Bei Reallaſten und Rentenſchulden erhöhen ſich vom 1. Januar 1932 der Ablöſungsbetrag und 
die wiederkehrende Leiſtung auf den Betrag von 50 Gulden für je 100 Goldmark. 

Die Erhöhung des Betrages gemäß Abſatz 2 und 3 nimmt an dem dinglichen Range des aus— 
zugleichenden Rechtes teil, im Falle des Abſatzes 2 jedoch nur dann, wenn der Eigentümer des Grund— 
ſtücks, des Schiffs oder der Bahneinheit die Stundung verlangt. 

Die Vorſchriften des $ 3 Abſatz 5 Satz 2 und 3 finden Anwendung. 


8 8. 


Das Grundbuchamt hat zwecks Eintragung der gemäß § 62 der Grundbuchordnung vor⸗ 
geſchriebenen Vermerke den Beſitzer eines Hypotheken-, Grundſchuld- oder Rentenſchuldbriefes zur Vor⸗ 
legung anzuhalten. 

8 9. 

Anſprüche auf Guthaben bei öffentlichen Sparkaſſen ($ 2, Ziffer 6) werden ausgeglichen, ſoweit 
es ſich um Spareinlagen handelt, für die Sparkaſſenbücher ausgegeben ſind, wenn der Anſpruch auf 
Ausgleichung binnen 3 Monaten nach Verkündung dieſes Geſetzes bei der Sparkaſſe angemeldet wird. 
Soweit Anmeldungen von Anſprüchen bereits gemäß 8 9 des Geſetzes über den Ausgleich der Geld— 
entwertung vom 7. April 1925 erfolgt ſind, iſt eine neue Anmeldung nicht erforderlich. Ausgeglichen 
werden nur die Kapitalbeträge der Spareinlagen, ſoweit ſie aus der Zeit vor dem 19. Dezember 1923 
noch beſtehen. Für je 100 Goldmark ſind 15 Gulden zu zahlen. 

Als Goldmarkbetrag gilt bei Anſprüchen, die vor dem 1. Januar 1918 begründet ſind, der 
Nennbetrag. Iſt der Anſpruch ſpäter begründet, ſo wird der Goldmarkbetrag dadurch feſtgeſtellt, daß 
der Nennbetrag nach Maßgabe des Wertverhältniſſes umgerechnet wird, das in der Anlage zu dieſem 
Geſetz für den Tag der Begründung beſtimmt iſt. 

Die Zahlung der Ausgleichsbeträge kann nicht vor dem Zeitpunkt verlangt werden, in dem die 
nach Abſatz 4 zu bildende Ausgleichsmaſſe hierfür ausreicht. 

Zur Deckung der aus Abſatz 1 für die Sparkaſſen entſtehenden Verpflichtungen wird eine 
beſondere Ausgleichsmaſſe gebildet, welche von dem ſonſtigen Vermögen der Sparkaſſen und Vermögen 
der Sparer geſondert zu verwalten iſt. Dieſer Ausgleichsmaſſe werden zugeführt: 

1. das nach Maßgabe dieſes Geſetzes durch Ausgleich entſtehende Vermögen der Sparkaſſen, 

2. der ganze ſatzungsmäßige Reingewinn, den die Sparkaſſe vom Beginn des Geſchäftsjahres 

1924 bis zum 31. Dezember 1930 erzielt, von dieſem Zeitpunkt an 50% des ſatzungsmäßigen 


Reingewinns, 
3. 50 v. H. des bilanzmäßigen Vermögens der Sparkaſſe nad dem Stande vom 31. Dezember 
1924. 


Bei der Auszahlung von Spareinlagen gemäß den vorſtehenden Beſtimmungen ſind Anſprüche 
bis zur Höhe von 300 Gulden vorweg zu berückſichtigen. 
Die Verwaltung der Ausgleichsmaſſe wird der Aufſicht durch den Senat unterſtellt. 
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Anſprüche der Verficherten aus Lebensverſicherungsverträgen werden in der Weiſe ausgeglichen, daß 
das nach Maßgabe dieſes Geſetzes ausgeglichene Vermögen der Verſicherungsunternehmungen nebſt einem 
aus dem ſonſtigen Vermögen zu zahlenden Betrag nach näherer Beſtimmung des Senats einem Treu- 
händer überwieſen wird. Der Treuhänder hat den ihm überwieſenen Betrag nach Abzug der Verwaltungs- 
koſten zugunſten der Verſicherten nach einem von der Aufſichtsbehörde genehmigten Teilungsplan zu 
verwenden. Als Lebensverſicherung gilt auch die Invaliditäts-, Alters-, Witwen, Waiſen⸗, Ausſteuer⸗ 
und Militärdienſtverſicherung, gleichviel, ob auf Kapital oder Rente. 


§ 11. 

Schuldner, gegen welche Anſprüche nach Maßgabe dieſes Geſetzes geltend gemacht werden, können 
ſich einem ausländiſchen Gläubiger gegenüber darauf berufen, daß in dem Staate des ausländiſchen Gläubigers 
eine für den Schuldner günſtigere Regelung im Ganzen beſteht und verlangen, daß die Geſetze des 
betreffenden Staates zur Anwendung kommen. Bei der Frage, ob eine günſtigere Regelung vorliegt, 
ſind auch die Beſtimmungen über eine Kapital- oder Zinsſtundung zu berückſichtigen. 

Die Berufung auf ein ausländiſches Recht iſt ausgeſchloſſen, wenn durch eine Erklärung des 
Senats anerkannt iſt, daß deſſen Regelung des Ausgleichs im Ganzen für den Schuldner nicht günſtiger ſei. 

Die Vorſchrift des Abſatzes 1 kommt auch zur Anwendung, wenn der Anſpruch nach dem 1. Juni 
1924 von einem ausländiſchen Gläubiger an einen Danziger Staatsangehörigen übertragen worden iſt. 


8 12. 

Hat der Gläubiger, ohne ſich ſeine Rechte vorzubehalten, in den Fällen des § 2 Ziffer 1 und 2 
die Löſchung des Rechtes bewilligt, in den Fällen der Ziffern 3 bis 7 die Zahlung angenommen, ſo 
kann ein Ausgleich auch wegen ungerechtfertigter Bereicherung oder auf Grund einer Anfechtung wegen 
Irrtums oder aus einem anderen Rechtsgrund nicht verlangt werden. Dies gilt auch für Zins⸗ und 
Tilgungsbeträge, deren Zahlung ohne Vorbehalt angenommen worden iſt. 


5.13. 

Vereinbarungen über einen Ausgleich auch über die Vorſchriften dieſes Geſetzes hinaus bleiben 
unberührt und können auch in Zukunft getroffen werden. 

Soweit der vereinbarte Betrag den Satz von 30 Gulden für je 100 Goldmark des gemäß $ 3 
Abſatz 2 bis 4 ermittelten Goldmarkbetrages nicht überſchreitet, findet die Vorſchrift des § 3 Abſatz 5 
Anwendung. Soweit der vereinbarte Betrag dieſen Satz überſchreitet, nimmt er an dem dinglichen 
Range des auszugleichenden Rechtes nur teil, wenn der perſönliche Schuldner und der Eigentümer des 
Grundſtücks oder Schiffs oder der Bahneinheit dieſelbe Perſon ſind und ſoweit der vereinbarte Betrag 
den gemäß § 3 Abſatz 2 bis 4 ermittelten Goldmarkbetrag nicht überſchreitet; die Vorſchriften des $ 3 
Abſatz 5 Satz 2 und 3 finden Anwendung. 

8 14. 

Soweit nach den Beſtimmungen dieſes Geſetzes ein Ausgleich der Geldentwertung erfolgt, können 

weitergehende Anſprüche auch wegen Verzuges des Schuldners nicht geltend gemacht werden. 
$ 15. : 

Anſprüche aus einem Kontokorrent (laufende Rechnung), die den Saldo als ſolchen betreffen, 
werden nicht aufgewertet, desgleichen nicht Anſprüche aus in der Währung des Deutſchen Reichs aus⸗ 
gedrückten Schatzanweiſungen und geldähnlichen Zahlungsmitteln, insbeſondere dem ſogenannten Stadt⸗ 
notgeld und den ſogenannten Stadtſchecks, welche von der Freien Stadt Danzig oder ihren Gemeinden 
ausgegeben worden ſind. 

§ 16. 

Auf alle in dieſem Geſetz nicht geregelten Anſprüche finden die allgemeinen geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften Anwendung. Das gilt auch für Anſprüche auf wiederkehrende Leiſtungen, die bei Erbbaurechts— 
beſtellungen, bei einem mit der Überlaſſung eines Grundſtücks in Verbindung ſtehenden Wltenteils-, 
Leibgedings⸗ oder Leibzuchtsvertrage begründet find, ſelbſt wenn es ſich um Anſprüche handelt, die unter 
§ 2 fallen. 

Iſt für Geldleiſtungen der in Satz! bezeichneten Art ein dingliches Recht an einem Grundſtücke 
beſtellt, jo kann auch dieſes Recht nach Maßgabe des Ausgleichs der Geldleiſtung erweitert werden. 


8:17; 
Iſt ein Ausgleich oder eine Aufwertung durch ein beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes rechts⸗ 
kräftiges Urteil geregelt, ſo behält es dabei ſein Bewenden. 


Bezüglich des Ranges eines den Urteilsanſpruch ſichernden dinglichen Rechts gilt die Vorſchrift 
des § 3 Abſatz 5. 
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§ 18, 

Findet infolge der Beſtimmungen dieſes Geſetzes ein anhängiger Rechtsſtreit ſeine Erledigung, 
jo trägt jede Partei die ihr entſtandenen außergerichtlichen often. Die Gerichtskoſten werden nieder⸗ 
geſchlagen. : i 

8 19. 

Das Geſetz zum Schutze der Hypothekengläubiger vom 6. Juli 1923 (Geſetzbl. S. 757) in de 

Faſſung des Geſetzes vom 7. September 1923 (Geſetzbl. S. 952) wird aufgehoben. 
§ 20. 


Der Senat wird ermächtigt, über den Ausgleich der Geldentwertung bei Anſprüchen des öffent⸗ 
lichen Rechts beſondere Vorſchriften zu erlaſſen. 


$ 21. 
Dieſes Geje erhält rückwirkende Kraft feit dem 11. April 1925. 


Das bisherige Geſetz über den Ausgleich der Geldentwertung vom 7. April 1925 (Geſetzbl. 


S. 111) wird mit Ausnahme des dortigen $ 21 in der Faſſung des Geſetzes vom 16. Februar 1926 
(Geſetzbl. S. 31) aufgehoben. 


Ebenſo bleibt das Geſetz vom 3. Mai 1926 betreffend die Rechtsverhältniſſe von Pfandbriefen, 
die auf Deutſche Mark lauten (Geſetzbl. S. 123), unberührt. 


9 22. 


Ein Volksentſcheid über dieſes Geſetz, ſowie über ſonſtige Geſetze und Verordnungen, die zur 
Regelung des Ausgleichs der Geldentwertung beſtimmt ſind, findet nicht ſtatt. 


Die in der Verfaſſung vorgeſehenen Rechte des Völkerbundes find gewahrt. 
Danzig, den 28. September 1926. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Gehl. Dr. Volkmann. 


Anlage zum Ausgleichsgeſetz. 
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in Goldmark 


Goldmark nach 
Zeit er 2 si yh ty Zeit e 0 1 dem Monats- 
Papiermar n SER fie Papiermar durchſchnitt 

1918 g 1920 
Januar — Juni . 10,— 8,— Sue A die a ee 100,— 6,47 
TAS URE ES 10,— 7,14 Februar 100,— . 4,24 
A 10,— 6,90 N 100, — 5,06 
September — Oktober 10,— 6,45 . 100,— 7,04 
November 10,— 5,71 R 100,— 9,10 
rtr 10,— 5,— ee eer ean 100,— 10,73 

1919 Jul!!! ers 100, — 10,64 
rt ig 5,13 N 100,— 8,80 
nnr 10. 4,65 September 100,— 7,24 
o to ae 10, 4 ns m 100, 6,16 
„„ 10,— 3,33 November 100,— 5,52 
EEE 10,— 3,28 Dezember 100, — 5,75 
. 10. 2,99 192¹ 8 
SIA OS 10,— 9,78 Janne 100,— 6,43 
E 10,— 2,22 Db 100,— 6,85 
September 10,— 1,75 ATA iter as nn ae 100,— 6,73 
eee rah et 10,— 1,56 Ap 100,— 6,61 
November 10,— 1,10 ca RN 100, — 6,74 
Dezember 10,— 0,90 io AA E 100,— 6,06 
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Wert von Goldmark nach Wert von Goldmark nach 


Zeit N > dem Monats⸗ Zeit WS dem Monats⸗ 
Papiermark durchſchnitt Papiermark durchſchnitt 
2 7 ⅛˙ n ¼ ͤ -... 
1921 1923 
AAo 100,— 5,48 Marg 1—10. ... 1 1,94 
Auf, 1100, 4,98 Pi RAR EN 9,02 
September . 100,— 4,03 2-31: is x 2,02 
DEDO. ua to te 100,— 2,83 April 1.240.648, 1,98 
November .  100,— 1,61 11.—20. y 1.74 
Dezember 100,— 2,22 Yan. N a 144 
1922 ; 
a ata Re 100,— 9,22 en 12878 . AR 
Sehmior. „u... oy ks 100,— 2,04 8 , 4 
R 100.— 1,49 „„ 9/48 
DEE NOS 100,— 1,45 Juni y A ROO OOD — 5,48 
C 100.— 1,45 115-900. 0001 a 3,70 
RUE U ER WEN 100,— 1,32 21.—80. . . y 2,95 
o 1 000,— 8,57 : 10 1,95 
AS ds 1 000, — 3,73 1 1 x 1,73 
September 1 000,— 2,87 21.31. 3 0,61 
SOPLODEL e le acess 1 000,— 1,32 5 . 3 
November 10 000,— 5,95 Auguſt 1.10. 1 Million 1,72 
Dezember 10 000,— 5,54 11.20. . . 1 1,28 
1923 21.31. 7 0,63 
Januar 1.—10. . . 10000,— 4,81 September1.—10. . . 100 Millionen 14,67 
11.20. 5 2,68 11.20. 0 3,45 
21.31. x 1,44 21.—30.. . 6 2,72 
Februar 1.10. 0 1,11 Oktober 1.—10.. . 1 Milliarde 4,216 
‚41.—20. .. A 1,83 11.—20.. . y 0,544 
21.28. y 1,86 21.21. 6 0,05185 
62. Verordnung 


betreffend Außerkrafttreten des Geſetzes vom 25. Mai 1926 — Geſetzbl. S. 147 —. 
Vom 28. 9. 1926. 

Auf Grund des § 3 des Geſetzes betreffend Ausſetzung gerichtlicher Verfahren in Aufwertungs- 
angelegenheiten vom 25. Mai 1926 wird hiermit verordnet: 

Das Geſetz betreffend Ausſetzung gerichtlicher Verfahren in Aufwertungsangelegenheiten vom 
25. Mai 1926 tritt im Zeitpunkt des Inkrafttretens des zweiten Geſetzes betreffend den Ausgleich der 
Geldentwertung außer Kraft. 

Danzig, den 28. September 1926. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Gehl. Dr. Volkmann. 


63 Beitritt : 
von San Marino und Kanada zum internationalen Abkommen zur Unterdrückung des Umlaufs und 
Vertriebes unzüchtiger Veröffentlichungen. 

Dem internationalen Abkommen zur Unterdrückung des Umlaufs und Vertriebes unzüchtiger 

Veröffentlichungen vom 12. September 1923 ſind beigetreten: 
San Marino am 21. April 1926. 
5 Kanada am 23. Mai 1924. 
Das genannte Abkommen iſt ratifiziert worden von: 
Rumänien am 7. Juni 1926 (vergl. Geſetzbl. S. 230). 
Danzig, den 2. September 1926. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Gehl. Dr. Schwartz. 
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64 Zulaſſung 
des diplomatiſchen Weges durch das Fürſtentum Monaco bei übermittelung von Rechtshilfeerſuchen 
bei Vergehen, die unter das Ablommen zur Unterdrückung des Umlaufs und Vertriebes unzüchtiger 
Veröffentlichungen fallen. 
Für die im Artikel 3 des Abkommens zur Unterdrückung des Umlaufs und Vertriebes 
unzüchtiger Veröffentlichungen vom 12. September 1923 vorgeſehene Tibermittelung von Rechtshilfe- 


erſuchen bei Vergehen, die unter das Abkommen fallen, hat das Fürſtentum Monaco den diplomatiſchen 
Weg zugelaſſen. 


Danzig, den 2. September 1926. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Gehl. Dr. Schwartz. 


ä — —U——— —— üἄim. — — 

Bezugsgebühren vierteljährlich a) für das Geſetzblatt für die Freie Stadt Danzig Ausgabe A u. B je 3,00 G, b) für 
den Staatsanzeiger für die Freie Stadt Danzig Teil I Ausgabe A u. B je 2,25 G, c) 98 den Staatsanzeiger für die Freie 
Stadt Danzig Teil II 3,00 G. Beſtellungen haben bei der zuſtändigen Poſtanſtalt zu erfolgen. Für Beamte ſiehe 
Staatsanz. f. 1922, Nr. 87) Bezugspreis zu a) 1,80 G, zu b) 1,20 G. 

Einrückungsgebühren betragen für die zweigeſpaltene Zeile oder deren Raum = 0,40 Gulden. 
Belegblätter und einzelne Stücke werden zu den Selbſtkoſten berechnet. 
Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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